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Diese Ausgabe der Aurora steht fast ganz 
im Zeichen des Ukraine-Krieges. Er be-
schäftigt uns alle und wirft politisch die 
verschiedensten Fragen auf. So nehmen 
wir als Hintergrund der Krise die sich zu-
spitzenden Konflikte zwischen den 
Großmächten in den Blick, wir beleuch-
ten die Neonazi-Szene in der Ukraine, die 
Putin als Vorwand für den Krieg be-
mühte, und wir lassen revolutionäre 
Kriegsgegner:innen aus Russland zu 
Wort kommen. Kriege gehen immer mit 
viel Propaganda auf allen Seiten einher, 
die Menschen werden nach Nationen 
und Staatsangehörigkeit gespalten, wo 
doch der wirkliche Interessensgegensatz 
in allen Ländern zwischen oben und 
unten verläuft, zwischen den „Oli-
garch:innen“ und den Arbeitenden.  

Von diesem Grundsatz ausgehend stellen 
wir die prinzipielle Herangehensweise 
von marxistischen Revolutionär:innen 
an Kriege zwischen Großmächten dar 
und positionieren uns in der klaren Ab-
lehnung des imperialistischen russi-

schen Überfalls. Wir schauen aber auch 
auf die Entwicklungen in unseren 
Ländern: Was mach(t)en eigentlich unse-
re Konzerne für Geschäfte mit Russland? 
Unsere Regierungen nutzen diesen Krieg 
ungeniert für gigantische Aufrüstungs-
programme und zeigen, wie wenig ihnen 
Klimaschutz bedeutet, während die Kos-
ten für diesen Krieg am Ende die Arbei-
tenden zahlen sollen. Wie reagieren die 
Beschäftigten in der Pflege auf den Krieg 
und wie wird mit den Flüchtlingen in 
Deutschland umgegangen? Die große 
Solidarität mit ukrainischen Flücht-
lingen seitens der Bevölkerung macht 
uns Mut, während die rassistische Un-
terscheidung der Behörden in „gute“ und 
„schlechte“ Flüchtlinge uns wütend 
macht.  

Außerdem schauen wir noch nach 
Westen auf die französischen Präsi-
dentschaftswahlen, wo auch zwei revolu-
tionäre Kandidat:innen gegen Macron 
und Le Pen ins Rennen gehen, mit einem 
klaren Programm für die Arbeitenden. 
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Als Sozialist:innen verabscheuen wir Ge-
walt, Mord und Totschlag – und daher 
den Krieg. Aber wir sind keine Pazi-
fist:innen. Wir wissen aus allzu vielen 
blutigen Erfahrungen in der Geschichte, 
dass Gewalt unvermeidlich entsteht, 
wenn um Befreiung gekämpft wird. 
Nicht etwa, weil „der Mensch“ zu 
schlecht ist und zu Gewalt neigt. Son-
dern weil die in Klassen mit sich voll-
kommen widersprechenden Interessen 
gespaltene Gesellschaft sich letztlich nur 
durch Gewalt aufrechterhalten lässt. 
Immer wenn es „drauf ankommt“ 
werden die herrschenden Klassen, die 
von der kapitalistischen Ausbeutung 
profitieren, nicht zögern diese Gewalt 
anzuwenden. Deshalb sind auch all die-
jenigen, die gegen die herrschenden Zu-
stände ankämpfen früher oder später 
darauf angewiesen, zu Gewalt zu greifen. 

Wir sind also nicht immer und überall 
gegen Waffen, sondern die entschei-
dende Frage ist, von wem, wann und wie 
Gewalt eingesetzt wird, und ob das die 
Befreiung der Menschheit von Unter-
drückung voranbringt. Nur wenn wir es 
schaffen, die Klassenspaltung weltweit 
zu überwinden, wird ein weitgehend ge-
waltfreier Gesellschaftszustand ermög-
licht, in dem Kriege einer barbarischen 
Vergangenheit angehören werden. 

Wenn wir Waffengewalt nicht grund-
sätzlich ablehnen, stellt sich auch bei 
jedem Krieg die Frage, ob der Sieg einer 
der beiden Seiten die Befreiung der 
Menschheit von Krieg und Kapitalismus 
voranbringt. 

Putin hat diesen Krieg begonnen. Ist da 
die Antwort nicht eindeutig? Natürlich 
lehnen wir den russischen Überfall klar 
ab, aber die Dinge sind nicht immer so 
einfach, wie sie scheinen mögen. Wir 

müssen uns vor Augen halten, dass jedes 
Land im Krieg selbst in unterschiedliche 
Klassen gespalten ist und unser Ziel die 
revolutionäre Überwindung der ganzen 
Gesellschaftsordnung ist, die für das Ent-
stehen von Kriegen verantwortlich ist. 

Das Beispiel des Ersten Weltkriegs 

1914 beispielsweise haben die 
Diplomaten aller Länder versucht zu er-
klären, weshalb die jeweils andere Seite 
für den Ausbruch des Krieges verant-
wortlich sei. Die erste Kriegserklärung 
ging von dem mit Deutschland verbün-
deten Österreich aus. Und gleich zu Be-
ginn des Krieges haben die deutschen 
Armeen das neutrale Belgien überrannt 
und besetzt. Klar war Deutschland ge-
genüber Belgien der Aggressor. Hätten 
Revolutionär:innen deshalb die Verbün-
deten unterstützen müssen, die gegen 
Deutschland und Österreich kämpften? 

Nein, denn der Krieg war auf allen Seiten 
gleich ungerecht. Seit Jahren hatten alle 
kapitalistischen Großmächte sich auf 
den Krieg vorbereitet, allen ging es um 
die (Neu-)Aufteilung der Welt: um Kolo-
nien und sonstige Einflusszonen, die 
Rohstoffe und Absatzmärkte für das Ka-
pital bedeuteten. Die einzelnen Länder 
waren den Großkonzernen längst zu 
klein geworden, man war im Zeitalter 

des Imperialismus angekommen. Eng-
land und Frankreich verteidigten ihre 
eigene koloniale Ausbeutung der Welt. 

Lenin schrieb dazu: „Die deutschen Im-
perialisten haben die Neutralität Belgiens 
schamlos gebrochen […]. Angenommen, alle 
an der Einhaltung der internationalen Ver-
träge interessierten Staaten hätten Deutsch-
land den Krieg erklärt mit der Forderung, 
Belgien zu räumen und zu entschädigen. In 
diesem Fall wäre die Sympathie der Sozia-
listen natürlich auf seiten der Feinde 
Deutschlands. Aber der Haken ist gerade der, 
dass [Frankreich, England und Russland] 
den Krieg nicht um Belgiens willen führt; 
das ist aller Welt bekannt, und nur Heuchler 
suchen es zu vertuschen. […] Auf der Basis 
des gegenwärtigen Krieges zwischen den ge-
genwärtigen Regierungen kann man Bel-
gien nicht anders helfen als dadurch, dass 
man mithilft, Österreich oder die Türkei 
usw. zu erdrosseln! Was hat das mit 

‚Vaterlandsverteidigung‘ zu tun?? Darin be-
steht doch gerade die Besonderheit des 
imperialistischen Krieges, eines Krieges […] 
der geführt wird zwecks Unterdrückung 
anderer Nationen. Wer die Teilnahme an 
diesem Krieg gutheißt, der verewigt die 
imperialistische Unterdrückung der Natio-
nen. Wer dafür eintritt, die Schwierigkeiten, 
in denen sich die Regierungen jetzt befinden, 
für den Kampf um die soziale Revolution 

M it dem Krieg in der Ukraine stellt sich auch für Linke die Frage, wie sie zu diesem Krieg 
stehen. Ist es allein „Putins Krieg“? Trifft die NATO eine Mitschuld an der Eskalation, oder 
sogar die Hauptschuld? Soll man eine pazifistische Position einnehmen, die militärischen 
Aktionen beider Seiten gleichermaßen verurteilen? Oder steht man (auch militärisch) auf 

der Seite der angegriffenen Ukraine? Um diese Fragen zu diskutieren, wollen wir auf historische 
Erfahrungen blicken und darauf, wie Revolutionär:innen sich in der Vergangenheit positioniert haben. 

<< Wir müssen uns vor Augen halten, dass 
jedes Land im Krieg selbst in unter-

schiedliche Klassen gespalten ist und unser 
Ziel die revolutionäre Überwindung der 

ganzen Gesellschaftsordnung ist, die für das 
Entstehen von Kriegen verantwortlich ist. >> 
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auszunutzen, der verficht die wirkliche Frei-
heit wirklich aller Völker, die nur im Sozia-
lismus durchführbar ist.“ 

Seine Schlussfolgerung war das Ein-
treten für die Niederlage der eigenen Re-
gierung im Krieg, der sogenannte 
„revolutionäre Defätismus“ (défaite = 
Niederlage auf Französisch). Karl Lieb-
knecht prägte dafür die Losung: „Der 
Hauptfeind steht im eigenen Land!“ 
Auch in Kriegszeiten ist die kapita-
listische Klasse die Gegnerin der Arbei-
tenden, mit der sie viel weniger gemein-
sam haben als mit den Soldaten auf der 
anderen Seite der Schützengräben, die 
genauso für imperialistische Kapital-
interessen zur Schlachtbank geführt 
werden. 

Nicht alle Kriege sind gleich 

Bedeutet das, dass Revolutionär:innen in 
allen Kriegen zwischen Staaten neutral 
sind und immer nur für den Sturz aller 
Regierungen und die Verbrüderung der 
Soldat:innen an der Front eintreten? 
Nein, nicht immer. Das hängt davon ab, 
für welche Ziele der Krieg jeweils geführt 
wird (natürlich nicht von den offiziell 
proklamierten Zielen, denn da wird 
selbstverständlich regelmäßig gelogen). 
Dabei stehen für uns nicht rein morali-
sche Überlegungen im Vordergrund, 
welche Seite eher „gut“ und welche 
„böse“ ist, sondern die Frage, ob der Sieg 
einer Seite das System der imperia-
listischen Unterdrückung schwächen 
kann und somit auch die Durchführung 
der sozialistischen Revolution erleich-
tert. In den Befreiungskriegen, die ge-
führt wurden um das koloniale Joch ab-

zuschütteln (z. B. im Algerienkrieg gegen 
Frankreich oder im Vietnamkrieg gegen 
die USA), war es notwendig klar Stellung 
zu beziehen gegen die Kolonialmächte. 
Hier nicht auf der Seite Algeriens oder 
Vietnams zu stehen hätte bedeutet, den 
Imperialismus zu unterstützen. Ähnlich 
sieht es aus in Fällen, wo ein imperia-
listisches Land ein nicht-
imperialistisches Land überfällt, um es 
zu kolonisieren oder in seine direkte Ab-
hängigkeit zu bringen.  

So ist beispielsweise 1937 Japan in China 
eingefallen. China war vor dem Zweiten 
Weltkrieg formal unabhängig, in Wirk-
lichkeit aber Beute verschiedener impe-
rialistischer Mächte. Großbritannien, 
Frankreich, die USA und eben Japan 
hatten ein Auge auf China geworfen, dort 
Kapital investiert, auch mit 
militärischem Druck sogenannte 
„Konzessionen“ erzwungen. An der Spit-
ze der chinesischen Regierung stand mit 
Chiang Kai-shek ein reaktionärer Anti-
kommunist, der Tausende revolutionärer 
Arbeiter:innen ermorden ließ. Die chine-
sischen Kommunist:innen hätten also 
durchaus Grund gehabt, in ihm ihren 
Hauptfeind zu sehen. Aber gegen die 
japanische Invasion haben nicht nur die 
Stalinist:innen unter Führung Maos an 
der Seite von Chiang Kai-shek gekämpft, 
sondern auch die revolutionären Kom-
munist:innen, die mit dem Stalinismus 
gebrochen hatten. Sie hatten keinerlei 
Vertrauen in Chiang Kai-shek und haben 
auch nicht aufgehört, seinen Sturz vor-
zubereiten, aber der Hauptfeind war für 
die Zeit des Krieges der japanische Impe-
rialismus. Tatsächlich war der Wider-

stand gegen die japanische Armee, der 
die übergroße Mehrheit der unter-
drückten Klassen mitriss, die Grundlage 
für das Erstarken revolutionärer Stim-
mungen und den letztlichen Sturz des 
reaktionären Chiang-Kai-shek-Regimes 
nach dem Krieg1. 

Russland und die Ukraine – ist hier 
wer imperialistisch? 

Für uns ist es also im Falle eines Krieges 
entscheidend, ob auf einer der beiden 
Seiten oder auf beiden Seiten imperialis-
tische Interessen den Krieg bestimmen. 
Deshalb wird angesichts des Ukraine-
Krieges innerhalb der Linken darüber 
diskutiert, ob Russland imperialistisch 
ist. Die Genoss:innen von RIO/KGK 
haben auf ihrer Website einen Artikel 
von Stansfield Smith2 übersetzt, der die 
Frage verneint. Dabei nimmt er sich fünf 
Punkte vor, die Lenin zur Charakteri-
sierung des Imperialismus aufgezählt 
hat und hakt sie nacheinander in Bezug 
auf Russland ab. Der methodische Fehler 
liegt auf der Hand: Lenin machte an 
seinen Punkten fest, dass der Kapitalis-
mus weltweit das Stadium des Imperia-
lismus erreicht hat und die kapita-
listische Entwicklung zu 
imperialistischen Kriegen um Einfluss-
sphären führt. Aber er hatte nicht eine 
Checkliste im Kopf, anhand derer man 
einzelne Staaten in „imperialistisch“ und 
„nicht-imperialistisch“ einteilen könnte. 

Im Zeitalter des Imperialismus können 
Regionalmächte zugleich gegenüber 
anderen imperialistisch auftreten und 
selbst von mächtigeren Imperialismen 
abhängig sein. So beschrieb zum Beispiel 
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Leo Trotzki das Russland im 1. Weltkrieg: 
„In gewissem Sinne war auch das zaristi-
sche Russland ein koloniales Land, was in 
der dominierenden Rolle des ausländischen 
Kapitals zum Ausdruck kam. Aber die 
russische Bourgeoisie verfügte über eine 
ungleich größere Unabhängigkeit vom 
ausländischen Imperialismus als die 
chinesische: Russland war selbst ein 
imperialistisches Land.“3 Und in Bezug auf 
die Ukraine sprach Trotzki kurz vor 
Ausbruch des Zweiten Weltkriegs von 
den „imperialistische[n] Mächte[n] Polen, 
Rumänien und Ungarn“4. Bei Smith wären 
die sicherlich krachend durch den 
Imperialismus-Test gefallen, aber sie 
teilten damals die nicht-sowjetischen 
Teile der Ukraine gegen den Willen der 
Bevölkerung unter sich auf. 

Auch wenn der Artikel von Smith zeigt, 
dass Russland im imperialistischen Kon-
zert nicht die erste Geige spielt und 
Putin ganz sicher nicht die Weltherr-
schaft anstreben kann, so ist dennoch 
klar, dass Russland ebenso wie die west-
lichen Großmächte ein imperialistischer 
Akteur in der Ukraine ist (siehe auch 
Artikel auf S. 6). Ihm geht es um 
geostrategische Einflussnahme im 
Interesse seines profitablen Energie-
exports – selbst wenn Putin dafür aktuell 
in Kauf nimmt, Absatzmärkte im Westen 
zu verlieren, wofür das russische Kapital 
aber durch steigende Energiepreise 
entschädigt wird. 

Die Ukraine ihrerseits verfolgt in diesem 
Krieg offensichtlich keine imperialisti-
schen Ziele gegenüber Russland. Daher 
sind wir in diesem Krieg nicht neutral, 
sondern stellen uns klar auf die Seite des 
Selbstverteidigungsrechts der Ukraine. 

Die Frage der Waffenlieferungen 

Doch was bedeutet das für uns als Revo-
lutionär:innen in Deutschland, einem 
der wirtschaftlich stärksten imperialisti-
schen Länder der Welt, das mit seinem 
neuen Aufrüstungsprogramm (siehe 
Seite 15) sogar die russischen Militär-
ausgaben toppen will? Unser Hauptfeind 
steht auf jeden Fall im eigenen Land. 
Und Deutschland steht zusammen mit 
der NATO eindeutig auf der Seite der uk-
rainischen Regierung, liefert seit Kriegs-
beginn sogar Waffen. Müssen wir nicht 
aus revolutionärer Feindschaft gegen 
unseren eigenen Imperialismus auch 
diese Waffenlieferungen ablehnen? Für 
einen Großteil der revolutionären Lin-
ken in Deutschland scheint das selbst-
verständlich. 

Für Trotzki gab es keinen solchen Auto-
matismus. Im Mai 1938 schrieb er: „In 
neunzig von hundert Fällen setzen die 
Arbeiter tatsächlich ein Minuszeichen, wo 
die Bourgeoisie ein Pluszeichen setzt. In 
zehn Fällen hingegen sind sie gezwungen, 
dasselbe Zeichen zu setzen wie die 
Bourgeoisie, es jedoch mit ihrem eigenen 
Siegel des Misstrauens gegen die 
Bourgeoisie zu versehen. Die Politik des 
Proletariats leitet sich durchaus nicht 
automatisch aus der Politik der Bourgeoisie 
ab, indem sie deren Vorzeichen umkehrt“5. 
Und falls der italienische Faschismus, 
im innerimperialistischen Konkurrenz-
kampf gegen das bürgerlich-
demokratische Frankreich, Waffen an 
Algerien liefern würde, so sollten die Ar-
beitenden in Italien diese Waffen-
lieferung nicht boykottieren oder bestrei-
ken. 

In Bezug auf den japanisch-chinesischen 

Krieg schrieb er an Genoss:innen im im-
perialistischen Australien: „[…] wir können 
nicht die Bourgeoisie mit den notwendigen 
Hilfsmaßnahmen zugunsten Chinas 
betrauen. Doch je nachdem, ob Australien an 
der Seite Japans oder an der Seite Chinas in 
den Krieg einträte, fiele auch unsere Politik 
jeweils anders aus. Natürlich blieben wir in 
beiden Fällen schärfste Gegner der 
Regierung. Aber während wir jede materielle 
Hilfe an Japan mit allen Mitteln boykottiert 
haben, würden wir im umgekehrten Fall der 
Regierung vorwerfen, sie helfe China nur 
unzureichend […]“6. 

Unsere Stellung zum heutigen Krieg 

Geschichtliche Analogien und die Positi-
onierungen von Lenin oder Trotzki 
können uns Denkanstöße geben, aber sie 
geben uns selbstverständlich nicht heu-
tige Stellungnahmen vor. Was die Frage 
in Bezug auf die Ukraine kompliziert 
macht, ist die Tatsache, dass die imperia-
listischen NATO-Staaten seit langem mit 
Russland um die Ukraine konkurrieren: 
So eröffnete die NATO 1997 das erste offi-
zielle Auslandsbüro in Kiew, darf sich 
seit 2004 in der Ukraine frei bewegen 
und stellte der Ukraine schon 2008 eine 
Mitgliedschaft in Aussicht. Der politi-
sche Druck von EU und NATO auf der ei-
nen und Russland auf der anderen Seite 
hat die Ukraine politisch gespalten und 
ist innenpolitisch in der Orangen Re-
volution 2004 und rund um Maidan und 
die Krimkrise 2014 überdeutlich ge-
worden. Seit 2014 wird die ukrainische 
Armee verstärkt von der NATO aufge-
rüstet und ausgebildet. Zuletzt hat die 
ukrainische Regierung 2019 die NATO-
Mitgliedschaft als Verfassungsziel be-
schlossen. 
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So kann man durchaus sagen, dass die 
Ukraine gegen Russland eine Art Stell-
vertreterkrieg im Namen der NATO 
führt, dass die ukrainische Bevölkerung 
leidet und stirbt, um den Streit zwischen 
den Kapitalist:innen in Moskau, Berlin 
und Washington zu entscheiden. Aber 
die westlichen Großmächte sehen von 
unmittelbarer Einmischung mit eigenen 
Truppen ab. Und das macht trotz allem 
einen Unterschied. 

Solange die NATO oder einzelne west-
liche Imperialismen nicht direkt am 
Krieg teilnehmen, um entweder selber 
die Ukraine zu erobern oder gestützt auf 
einen Sieg gegen Russland andere Län-
der zu unterdrücken, solange bleibt vom 
revolutionären Standpunkt die – auch 
militärische – Selbstverteidigung der Uk-
raine gegen den russischen Imperialis-
mus unterstützenswert. 

Wenn Putin gezwungen wäre sich zu-
rückzuziehen, wäre das – nach dem De-
bakel der NATO in Afghanistan oder 
Frankreichs in Mali – ein weiteres Zei-
chen an alle Imperialismen dieser Welt, 
dass sich gegen den Willen der Bevölke-
rung ein Land auch mit militärischer 
Übermacht nicht beherrschen lässt. 
Denn eines ist klar: es sind nicht nur die 
NATO-Waffen, die im bisherigen Verlauf 
des Krieges Putin Schwierigkeiten berei-
tet haben, sondern eben auch der Wider-
standswillen der ukrainischen Bevölke-
rung. 

Die Ukraine verteidigen! Aber mit den 
Mitteln der Arbeiter:innenbewegung … 

Das oberste Ziel von Revolutionär:innen 
in Kriegssituationen bleibt, die Arbeiten-
den für ihre eigenen Interessen zu mobi-
lisieren und auch den Krieg auszu-
nutzen, um möglichst schnell dem Kapi-
talismus ein Ende zu bereiten, jedenfalls 
alles zu tun um dieses Ende zu beschleu-
nigen. Die Regierung von Selenskyj steht 
an der Spitze eines Staates, der von 
korrupten Oligarch:innen beherrscht 
wird, die sich in der Ukraine ebenso breit 
gemacht haben wie in Russland. Dieser 
Staatsapparat hat auch kein Problem mit 
Neonazis (siehe Artikel Seite 8). Weder 
die Arbeitenden in der Ukraine noch wir 
haben Grund Selenskyj zu feiern oder zu 
unterstützen. Doch ist der Hauptfeind in 
der Ukraine aktuell die russische Armee, 
die ganze Städte zerstört und Millionen 
Menschen zu Vertriebenen macht. 

Allerdings würde ein Krieg im Interesse 
der Arbeitenden anders geführt als von 

bürgerlichen Regierungen: Im Gegensatz 
zu Selenskyj und den ukrainischen Nati-
onalist:innen müsste man sich in der 
Ukraine klar für das Selbstbestimmungs-
recht aller Minderheiten einschließlich 
der russischsprachigen Minderheit ein-
setzen. Das würde Putins Propaganda 
mit einem Schlag einen wichtigen Nähr-
boden entziehen. Darauf gestützt könnte 
eine klare Positionierung gegen alle Oli-
garch:innen sowohl in der Ukraine als 
auch in Russland eine revolutionäre, 
zersetzende Wirkung auf die russischen 
Soldaten ausüben, die über diesen Krieg 
genauso belogen wurden wie der Rest 
der russischen Bevölkerung. 

Eine solche von Selenskyj unabhängige 
gegen die russische Armee gerichtete Po-
litik würde trotzdem nicht auf Waffen 
verzichten, selbst wenn sie von NATO-
Staaten an Selenskyj geliefert werden. Es 
gibt einzelne Versuche von ukrainischen 
Linken, sich eigenständig und organi-
siert an der Landesverteidigung zu betei-
ligen. Und es ist wichtig, diese Verteidi-
gung nicht den rechten Kräften in der 
Ukraine zu überlassen, die sonst nur wei-
ter gestärkt würden. 

Vor diesem Hintergrund finden wir es 
nicht hilfreich, wenn große Teile der 
deutschen radikalen Linken einen politi-
schen Kampf gegen die Waffenlieferun-
gen an die Ukraine führen wollen. Sollte 
dieser Kampf tatsächlich objektive Wir-
kung entfalten, würde er im Kriegsge-
schehen in der Ukraine Putins Armee 
helfen. Aber vor allem kann eine solche 
Positionierung nur die übergroße Mehr-
heit der Ukrainer:innen, auch derjeni-
gen, die jetzt nach Deutschland kom-
men, in die Arme von bürgerlichen oder 
rechtsradikalen Kräften treiben, statt sie 
für revolutionäre Ideen zur Beendigung 

dieses imperialistischen Grauens zu ge-
winnen. 

Wir werden nicht von unserem eigenen 
Hauptfeind, dem deutschen Imperialis-
mus, fordern oder erwarten, dass er der 
Ukraine hilft ihre Unabhängigkeit zu be-
wahren. Aber wenn NATO-Staaten 
Waffen liefern, sollte es nicht unsere Sa-
che sein, das zu verhindern. Wir haben 
eine sehr viel wichtigere Aufgabe: Uns 
gegen jede Kriegstreiberei und direkte 
Einmischung der NATO zu stellen, sowie 
gegen die Aufrüstung Deutschlands, die 
unter dem Vorwand des Ukraine-Krieges 
betrieben wird. 

Richard Lux, Berlin 

• Russische Truppen raus aus der  
Ukraine! 

• NATO: Hände weg von Osteuropa! 
• Gegen jede Aufrüstung der Bundes-

wehr! 
• Für das Recht auf Selbstbe-          

stimmung der Ukraine und 
nationaler Minderheiten! 

• Offene Grenzen, Bleiberecht für     
alle Flüchtlinge! 

 
Fußnoten: 
1. Dass davon der Maoismus profitierte, der 

selbst auch keine sozialistische Befreiung 
der Arbeiter:innenklasse bedeutete, steht 
auf einem anderen Blatt und kann hier 
nicht ausgeführt werden.  

2. https://www.klassegegenklasse.org/ist-
russland-imperialistisch/  

3. L. Trotzki: Schriften 2. Über China. Bd. 2.2 
(1928-1940), S. 917. 

4. https://sites.google.com/site/
sozialistischeklassiker2punkt0/
trotzki/1939/leo-trotzki-das-ukrainische-
problem 

5. https://www.marxists.org/deutsch/
archiv/trotzki/1938/05/denken.htm 

6. L. Trotzki: Schriften 2. Über China. Bd. 2.2 
(1928-1940), S. 900-902.  

<< Weder die Arbeitenden in der Ukraine 
noch wir haben Grund Selenskyj zu feiern 
oder zu unterstützen. Doch ist der Haupt-
feind in der Ukraine aktuell die russische 

Armee, die ganze Städte zerstört und Mil-
lionen Menschen zu Vertriebenen macht. >> 
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D er Krieg in der Ukraine markiert eine Zeitenwende in den Beziehungen zwischen 
imperialistischen Kräften, die Rückkehr einer Konfrontation zwischen zwei großen Blöcken, 
die man in der Form schon lange nicht mehr gesehen hat. 

Das ist nicht der erste Krieg seit dem 
Ende der Sowjetunion, nicht einmal der 
erste in Europa: Es gab schon den Krieg 
in Jugoslawien und auf der russischen 
Seite den Tschetschenienkrieg, wo Putin 
bereits seine Grausamkeit unter Beweis 
stellte. Auch gab es, ebenso brutal, die 
Kriege in Afghanistan und im Irak und 
viele weitere lokale Kriege. Aber diese be-
waffneten Konflikte fanden immer 
innerhalb der Einflusszone einer der 
Großmächte statt. Was dem Ukraine-
Krieg eine globale Dimension verleiht, 
ist, dass er aus der direkten Konkurrenz 
zwischen zwei imperialistischen Lagern 
über die Vorherrschaft in einer Region 
entstanden ist. 

Jetzt schon löste er einen Militari-
sierungsschub in Europa und andernorts 
aus. Nicht nur Deutschland hat eine 
massive Aufrüstung angekündigt – auch 
die USA, China, Frankreich und Groß-
britannien rüsten weiter auf. Dies ist 
Ausdruck eines neuen Zeitalters des 
globalen Kapitalismus, das von Protekti-

onismus, Autoritarismus und ver-
schärften Rivalitäten geprägt ist, Aus-
druck einer latenten Krise, bei der die 
Kräfteverhältnisse schnell vom wirt-
schaftlichen ins militärische um-
schlagen können. 

Russland umzingelt? Oder der 
Profitgier des Westens und seiner 
eigenen herrschenden Klasse 
ausgeliefert? 

Was hat Putin dazu gebracht, diesen 
Krieg zu beginnen? Nach dem Ende der 
Sowjetunion wurde Russland geplündert 
durch die neue kapitalistische Klasse im 
Land und durch die westlichen Groß-
mächte, die nun in dieses Gebiet ein-
dringen konnten. Das führte zu einer für 
die einfache Bevölkerung katastrophalen 
Wirtschaftskrise. Trotz eines Auf-
schwungs in den 2000ern steht Russ-
land heute nur auf Platz 13 der Volks-
wirtschaften, hinter Südkorea und 
Australien. Von einer Großmacht ist es 
auf den Status eines „Schwellenlands“ 

zurückgefallen. 

Die westlichen Großmächte, die über 
das Ende der Sowjetunion so erfreut 
waren, haben dem „neuen Russland“ 
nichts geschenkt. Dessen Einflusssphäre 
in Osteuropa und den ehemaligen Sow-
jetrepubliken wurde schnell angegangen, 
um sie zum neuen Hinterhof der west-
lichen Konzerne zu machen. Um diese 
neue westliche Dominanz zu festigen 
gab es die Osterweiterung von EU und 
NATO. 

Bei diesem westlichen Run auf den 
Osten haben die neue Besitzenden in 
Russland, von denen einige in die Riege 
der weltweiten Superreichen aufge-
stiegen sind, Federn gelassen. Für ihren 
obersten Vertreter Putin ist es dement-
sprechend wichtig, dem Ganzen Einhalt 
zu gebieten. 

Bei seinem Amtsantritt hatte sich Putin 
bereits als starker Mann gezeigt, der in 
der Lage war, die russische Wirtschaft 
aus dem Abgrund zu holen. Auch, indem 
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er einen Teil der Oligarchen an die kurze 
Leine nahm um die Ausbeutungsver-
hältnisse im Land zu normalisieren. Er 
kurbelte die Produktion auf Grundlage 
alter sowjetischer Industrieanlagen 
wieder an, die vernachlässigt oder von 
Oligarchen ausgeplündert worden 
waren. So wurde auch ausländisches 
Kapital angezogen, z. B. der Renault-
Konzern, der das große Automobilwerk 
AvtoVAZ (Marke „Lada“) gekauft hat. 
Denn die imperialistischen Rivalitäten 
gehen auch mit einer Kapital-
verflechtung einher. Russische Oligar-
chen legen ihr Vermögen am liebsten im 
Bank- und Finanzwesen an oder in der 
Rohstoffförderung (und ganz nebenbei 
in englischen Fußballclubs). 

Dieser ökonomische Aufschwung ver-
schaffte Putin lange einen gewissen 
Rückhalt in der Bevölkerung. Aber mit 
der Wirtschaftskrise von 2008 und den 
Sanktionen nach der Annexion der Krim 
2014 ging der Schwung verloren. Die 
Situation, die sich in den 2000ern auch 
für die Arbeitenden verbessert hatte, ver-
schlechterte sich von neuem. Die 
Coronakrise hat alles zusätzlich ver-
schlimmert und die Inflation auch die 
Moskauer Mittelschicht verarmt. 

Das Putin-Regime ist abgenutzt und 
unpopulärer geworden, was man auch 
an der Hartnäckigkeit erkennen kann, 
mit der jede Opposition ins Gefängnis 
gesteckt und jeder potenzielle Kon-
kurrent aus dem Weg geräumt wird. 
Vielleicht ist es auch diese innen-
politische Situation, die Putins Flucht 
nach vorne erklärt. Es war Zeit für ihn, 
sich einmal mehr als starker Mann zu 
präsentieren. Dieses Mal mit Nationa-
lismus, indem er das Thema der Er-
niedrigung seit dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion und der Größe, die es 
wiederherzustellen gelte, bedient. Der 
Krieg in der Ukraine wird so in Putins 
Propaganda zu einer Art Verteidigungs-
krieg, weil Russland bedroht sei. 

Eine bedrohliche Militärmacht 

Zumal die wirtschaftliche Schwäche 
Russlands im Widerspruch zur strategi-
schen Bedeutung des Landes steht: 
durch seine Größe, seine Position als 
wichtiger Rohstoff-, Gas- und Erdöl-
lieferant, aber auch seine Armee. Der 
einzige Sektor der Industrie, der wirklich 
modernisiert wurde, ist der militärisch-

industrielle Komplex. Vor allem seit 2011 
hat Putin die Investitionen in diesem 
Bereich angekurbelt und die Militäraus-
gaben bis 2016 stark erhöht. Russland 
verfügt über hochentwickelte Waffen 
wie die Hyperschallraketen, die die ge-
samte Erde erreichen können. Das Land 
ist nach den USA der zweitgrößte 
Waffenexporteur der Welt, mit 20 % 
Marktanteil. 

Es ist hauptsächlich diese militärische 
Stärke, auf die sich Putin heute stützen 
kann. Im Unterschied zu China, einer 
Wirtschaftsmacht, die in der Lage ist, In-
vestitionen in Milliardenhöhe in große 
Infrastrukturprojekte auf der ganzen 
Welt zu stecken, und so ihren Einfluss 
ausbaut und ihre Versorgung mit Roh-
stoffen sicherstellt. 

Eine neue Rollenverteilung in der 
imperialistischen Weltordnung 

Die russische Offensive findet statt vor 
einem Hintergrund, wo die interna-
tionalen Kräfteverhältnisse ins Wanken 
geraten sind, insbesondere durch den 
Aufstieg Chinas. Putin sah dabei ohne 
Zweifel eine Möglichkeit, sich zu 
stärken, insbesondere nach der Serie von 
Fehlschlägen der USA in Afghanistan 
oder Frankreichs in Mali. 

Bei ihrem Vorhaben, die herrschende 
Weltordnung in Frage zu stellen, zeigen 
sich Russland und China öfter Seite an 
Seite. China hat es allerdings vorge-
zogen, sich von Putins militärischer 
Offensive fernzuhalten, ohne sie jedoch 
zu verurteilen. Es hat sich bei der Ab-
stimmung der UNO enthalten und 
scheint ebenfalls davon abzusehen, 
Russland bei der Umgehung der Sanktio-
nen zu helfen. Nicht nur aus Sorge vor 
Vergeltungsmaßnahmen, die es selbst 
treffen könnten, sondern auch, weil die 
Ukraine ein wichtiger Partner bei dem 
Projekt der „neuen Seidenstraße“ ist. 

2020 hat China 7 Millionen Tonnen Ge-
treide im Wert von 1,9 Milliarden Euro 
von der Ukraine gekauft. So wurde es 
zum größten Handelspartner der 
Ukraine, noch vor Russland. Der Krieg 
tritt also auch dem chinesischen Riesen 
auf die Füße. Wobei die beiden Groß-
mächte auch Rivalen um die Kontrolle 
der Rohstoffe Zentralasiens sind. Der 
Konflikt ist also vielmehr eine Dreiecks-
geschichte. 

Sanktionen, die abgestimmt sind … auf 
die Interessen der Großkonzerne 

Auch wenn die USA und die EU auf die 
Militäroffensive umgehend mit laut-
starken Erklärungen und einer Reihe an 
Sanktionen reagiert haben, haben sie 
doch auch beschlossen, ihre Streitkräfte 

zurückzuhalten. Denn auch wenn die 
Sanktionen Putin an seinen zweit-
rangigen Platz innerhalb der Welt-
ordnung erinnern und seine Expan-
sionsambitionen bremsen sollen, sind 
die europäischen Großmächte, allen 
voran Deutschland und Frankreich, 
nicht unbedingt bereit ihre Interessen in 
Russland komplett für die Ukraine zu 
opfern.  

Es ist ein komplizierter Balanceakt, der 
sich zwischen den imperialistischen 
Lagern abspielt – auf dem Rücken der 
ukrainischen Bevölkerung. Ein tödliches 
Spiel, das auch noch sehr viel weiter 
eskalieren kann, als es die verschiedenen 
Seiten geplant haben. 

Maurice Spirz, Paris 

[Dies ist eine leicht überarbeitete und 
gekürzte Übersetzung eines Beitrags vom 6. 
März, der auf der Website unserer französi-
schen Schwesterorganisation veröffentlicht 
wurde.] 

<< Dies ist Ausdruck eines neuen Zeitalters 
des globalen Kapitalismus, das von Protek-
tionismus, Autoritarismus und verschärften 

Rivalitäten geprägt ist, Ausdruck einer 
latenten Krise, bei der die Kräfteverhältnisse 
schnell vom wirtschaftlichen ins militärische 

umschlagen können. >> 
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I st die Ukraine ein faschistischer Staat? Putin wird diese Frage mit Ja beantworten, Teile der 
deutschen Linken auch. Bei den westeuropäischen Regierungen und bei vielen Medien wird dabei der 
Einfluss rechtsextremer, nationalistischer und faschistischer Kräfte oft heruntergespielt. Aufgrund 
verwirrender und oft widersprüchlicher Berichte ist es schwer sich einen Überblick zu verschaffen. 

Dabei spielt die Frage in den Debatten über den Krieg eine wichtige Rolle. 

Überblick über rechtsextreme Kräfte 

Die wohl zurzeit bekannteste rechte 
Gruppierung ist die Asow-Bewegung. 
Mit ihren verschiedenen Untergruppen 
zählt die Bewegung gut 20.000 Mit-
glieder, darunter fallen die 900 bis 2500 
Kämpfer des gut ausgebildeten und aus-
gerüsteten Regiments Asow inklusive 
einer Panzer-Kompanie. Die aktiven 
Mitglieder verfügen über einen hohen 
Organisationsgrad und Kampferfahrung. 
Jahrelang wurde die Bewegung von 
Arsen Awakow (bis Juli 2021 Innen-
minister der Ukraine) unterstützt und 
im Zuge dessen auch in die Armee inte-
griert.  

Die einst größte rechtsextreme Gruppie-
rung Swoboda war nach der Wahl 2014 
mit 37 Sitzen im Parlament vertreten. 
2019 erlangte sie in einem Bündnis mit 
anderen rechtsextremen Parteien nur 
noch 2,15 % und hat heute nur noch eine 
geringe Bedeutung. 

Der auch in Deutschland bekannte 
Rechte Sektor wurde während der 
Maidan-Proteste ins Leben gerufen und 
später mit mehreren tausend Mit-
gliedern in verschiedenen Regionen der 
Ukraine registriert. Dieser ist aber seit 
2019 in der Krise. 

Die eher kleine, aber sehr militante 
Gruppierung C14 zählte 2019 gerade ein-
mal 350 Mitglieder. Die Organisation ist 

aber treibende Kraft bei rechtsextremer 
Straßengewalt. Sie verübt regelmäßig 
Übergriffe, unter anderem auf linke Akti-
vist:innen, Oppositionelle, Rom:nja und 
regierungskritische Journalist:innen. Die 
Organisation wird nach Aussage ihres 
Leiters Jewhen Karas staatlich gefördert 
und arbeitet eng mit dem ukrainischen 
Sicherheitsdienst zusammen, was ein 
Sprecher in einem Interview bestätigte. 
So ist es mit einigen rechtsextremen Or-
ganisationen, die der Polizei oder 
anderen staatlichen Organisationen bei 
der „Aufrechterhaltung“ der Sicherheit 
helfen. 

Der Jounalist Oleksiy Kuzmenko be-

schreibt in einem in den USA er-
schienenen Buch, dass „die Präsenz von 
Rechtsextremen im ukrainischen Militär 
und in den Sicherheitsbehörden nicht 
genug Aufmerksamkeit bekommt, ob-
wohl sie wahrscheinlich beträchtlich 
ist.“ Er beschreibt ausführlich die Aktivi-
täten des Militärordens Centuria, 
welcher enge Verbindungen zum Asow-
Regiment hält und in der 
renommiertesten Militärschule des 
Landes, der „National Army Academy“, 
rekrutiert. Dort erhält Centuria auch 
militärische Ausbildung von NATO-
Staaten. 

Der Einfluss rechter Kräfte im Militär- 
und Staatsapparat ist nicht unerheblich. 
Dass die Ukraine deswegen ein faschis-

tischer Staat sei, so wie es Putin versucht 
darzustellen, ist allerdings an den 
Haaren herbeigezogen – warum?  Dass 
rechte bis faschistische Kräfte Platz fin-
den im Staats- und Militärapparat ist in 
den meisten Ländern so, das macht sie 
noch nicht zu faschistischen Staaten. 
Und angesichts des Erstarkens rechter 
Kräfte in Europa ist die Ukraine kein 
Einzelfall, gibt es doch in ganz Europa 
mittlerweile rechtsextreme Parteien, die 
zweistellige Wahlergebnisse einfahren.  

Und Putins Russland selbst ist bei dem 
Thema kein unbeschriebenes Blatt. Dazu 
braucht man sich nur die rechten und 
faschistischen Kräfte anschauen, die auf 
russischer Seite im Donbass kämpfen 
oder die  Freundschaft von Putin mit 
rechtsextremen Kräften in Europa. Ein 
größeres Problem in der Ukraine ist 
allerdings der weitverbreitete Nationa-
lismus und die damit einhergehenden 
Probleme. 

Nationalismus in der Ukraine 

Zwar ist der Einfluss der rechtsextremen 
Swoboda genau wie ihre Wahlergebnisse 
gesunken, allerdings sagt Oleksiy 
Kuzmenko, dass dies kein Grund zur Ent-
warnung sei, denn viele rechte bis 
rechtsextreme Ideen seien inzwischen 
Teil des politischen Mainstreams: „Die 
ukrainische Regierung verherrlicht ukra-
inische Nationalisten aus der Zeit des 
Zweiten Weltkriegs, die zeitweise mit 
den Nazis kollaborierten, am Holocaust 
beteiligt waren und einen mörderischen 
Antisemitismus als Teil ihrer Ideologie 
vertraten.“ „In der ukrainischen Zivil-
gesellschaft ist die Verehrung für solche 
Persönlichkeiten weit verbreitet“. 

Auch das staatliche „Ukrainische 
Institut für Nationales Gedenken“ er-
innert an Stepan Bandera und andere 

<< Der Einfluss rechter Kräfte im Militär- und 
Staatsapparat ist nicht unerheblich. Dass die 

Ukraine deswegen ein faschistischer Staat 
sei, so wie es Putin versucht darzustellen, ist 
allerdings an den Haaren herbeigezogen.  >> 
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ukrainische Nationalisten, die u. a. für 
die Ermordung von Jüd:innen während 
des Holocausts verantwortlich waren. 
Nicht wenige Denkmäler oder Straßen 
sind nach ihnen benannt. Diese 
rechtsradikalen ukrainischen Nationa-
listen werden auch deshalb verehrt, weil 
sie sich gegen die russische Vor-
herrschaft zur Wehr setzten. Insofern ist 
der jetzige Angriffskrieg Russlands 
Wasser auf die Mühlen derjenigen, die 
Rechtsextreme der Vergangenheit als 
Identifikationsfiguren heranziehen. 
Putin trägt also nicht dazu bei, die 
Ukraine zu „entnazifieren“, ganz im 
Gegenteil! 

Der Kampf gegen alles, was nach 
„Russe“ riecht. 

Seit Mai 2019 ist Selenskyj Präsident der 
Ukraine. Seinen Aufstieg beschrieb 
Florian Hassel von der Süddeutschen 
Zeitung als Ausdruck des „kranken ukrai-
nischen Systems: Er war nur möglich, 
weil ukrainische Medien von Oligarchen 
dominiert werden, die bestimmen, wer 
in ihre Fernsehsender kommt – und wer 
nicht.“ 

In der aktuellen Lage scheint Selenskyj 
großen Rückhalt innerhalb der ukraini-
schen Bevölkerung zu genießen. Dies 
war zuvor nicht so. Bei den Kommunal-
wahlen im Oktober 2020 schnitt seine 
Partei nicht gut ab. Bei einer Umfrage im 
Dezember 2020 war die Ablehnung von 
Selenkyj zum ersten Mal höher als die 

Zustimmung für ihn. Grund dafür war, 
dass auch er in Skandale verwickelt war 
und er während der Kommunalwahl 
seine Macht als Präsident nutzte, um die 
Wahl zu beeinflussen. Sein Image als 
„neues Gesicht“ geriet ins Wanken. Und 
im letzten Dezember versuchten Oppo-
sitionsparteien das Parlament aufzu-
lösen und Neuwahlen zu erreichen, weil 
die Umfragen für Selenkyj so schlecht 
waren, dass sie hofften einen Macht-
wechsel herbeiführen zu können. 

Während Selenskyj wie sein Vorgänger 
klar pro-westlich ist, bekämpft er die pro-
russische Opposition. Im letzten Jahr 
verbot er illegalerweise drei Fernseh-
sender, die eher einen prorussischen Ton 
anschlugen. Auch ein infolgedessen von 
Journalist:innen neu gegründeter Fern-
sehsender wurde innerhalb einer Stunde 
von den Behörden vom Netz genommen. 
Im ganzen letzten Jahr bekämpfte 
Selenskyj immer wieder Oppositions-
parteien, unter anderem, indem er ver-
schiedene Politiker unter Hausarrest 
stellen ließ. 

All das ist Ausdruck davon, dass die 
Ukraine ein gespaltenes Land ist, 
welches sich nicht klar für Europa oder 
Russland ausspricht. Der Krieg wird 
diese Einstellung allerdings verändert 
haben. Mit dem Krieg kam für Selenkyj 
die Gelegenheit, sich der unliebsamen 
Opposition zu entledigen. Am 20. März 
verbot er insgesamt 11 Parteien, deren 

Tätigkeit seiner Meinung nach für die 
Spaltung der Ukraine verantwortlich sei. 
Unter den verbotenen Parteien ist auch 
die „Oppositionsplattform für das 
Leben“, die zweitstärkste Kraft im Kiewer 
Parlament. Ebenso werden alle Fernseh-
sender zu einem einheitlichen Pro-
gramm unter dem Titel „Ukraine-
zusammen-Marathon“ zusammen-
geschaltet. Dort soll eine einheitliche 
Sichtweise auf das Kriegsgeschehen ver-
breitet werden. 

Selbstbestimmung statt nationaler 
Hass! 

Der Nationalismus ist ein Gift (nicht 
nur) für die ukrainischen Arbeitenden, 
die gegeneinander aufgehetzt und ausge-
spielt werden – nicht zuletzt im Konflikt 
um den Donbass. Dieses Gift zu neutrali-
sieren und dem blutigen Gemetzel eine 
internationalistische Perspektive von 
unten entgegenzusetzen, wird nur ge-
lingen, wenn die Arbeiter:innen-
bewegung in der Ukraine und 
international das Selbstbestimmungs-
recht aller Teile der Bevölkerung 
anerkennt und den imperialistischen 
Überfall Russlands klar zurückweist. 

Karl Gebhardt, Berlin 
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W enn man den Krieg in der Ukraine kurz ausgeblendet hat, reicht es an den Berliner 
Hauptbahnhof zu gehen, um sich der Nähe und der drastischen Lage bewusst zu werden. 
Jeden Tag kommen hier tausende Menschen an, sie haben eine lange und strapaziöse Reise 
schon hinter sich und die meisten wollen weiter. Stand jetzt sind es insgesamt 

3,5 Millionen Menschen, davon knapp über 200.000 in Deutschland. Ein Großteil der Arbeit wird von einer 
Schar an freiwilligen Helfer:innen übernommen. Die Lage scheint unübersichtlich und improvisiert und 
erinnert stark an 2015. Dennoch ist es deutlich erkennbar, dass zwar die staatliche Unfähigkeit der Situation 
im Weg steht, aber nicht dieselbe Unwilligkeit wie noch vor sieben Jahren.  

Vor dem Hauptbahnhof steht ein großes 
Zelt, mit vielleicht zufälligem aber sicher 
nicht unpassendem Blick auf das 
Reichstagsgebäude. Es wird die 
„Welcome Hall Land Berlin“ genannt. 
Hier wird essen verteilt und vor ein paar 
Tagen kam auch hoher Besuch: Bundes-
präsident Steinmeier kam von Schloss 
Bellevue vorbeispaziert und warf sich ins 
Getümmel, um die guten Absichten der 
Bundesrepublik zu bekräftigen. Er 
betonte den Dank für die Helfenden - 
Dank bekam man auch 2015 ohne Ende, 
dass sich der Ausbau der Infrastruktur 
für Geflüchtete seitdem kein Stück ver-
bessert hat, geht offensichtlich unter. 

Ohne Freiwillige geht mal wieder 
nichts  

Denn das ist unschwer erkennbar, die 
Lage gerät mehr und mehr außer Kon-
trolle. Koordinator:innen von Organi-
sationen wie „Moabit hilft“ und anderen 
Verbänden weisen auf immer mehr 
Missstände in der Versorgung in Berlin 
hin. Weder die Essensversorgung noch 
die medizinische Betreuung des Senats 
würde funktionieren. Die neu einge-
richtete Notunterkunft am Flughafen 
Tegel läuft schleppend (Tegel: Die eier-
legende Wollmilchsau des Berliner Leer-
standes - von Flughafen über Impf-
zentrum bis Notunterkunft in unter zwei 
Jahren). Unternehmen, wie die Telekom 
und die Deutsche Bahn stellen ihre 
Hilfsbereitschaft unter Beweis: Zug-
fahrten Richtung Deutschland sind 
kostenlos, am Hauptbahnhof werden 
Züge als Notschlafplätze bereitgestellt. 
Die Telekom verteilt Simkarten und 
gestattet kostenfreie Anrufe in die 
Ukraine. So viel Hilfsbereitschaft, nach-

dem eines der Hauptprobleme der Men-
schen 2015 war, nachzuvollziehen, das 
Geflüchtete im Besitz eines Smart-
phones sind. Jetzt scheint offensichtlich 
auf Wirtschaftsebene die Bereitschaft 
groß zu unterstützen.  

Doch auf Regierungsebene spricht man 
mal wieder über den „Verteilungs-
schlüssel“. Also welches Bundesland 
kann wie viele Menschen aufnehmen. 
Steinmeier betonte, dass man dieses Mal 
besser vorgehen wolle und Streitigkeiten 

bei der Verteilung Schutzbedürftiger auf 
die Bundesländer, wie es sie in der 
Vergangenheit gab, vermeiden wolle.  

Eines muss an dieser Stelle betont 
werden: Natürlich haben die Menschen, 
die gerade aus der Ukraine fliehen An-
recht auf Hilfe und auf das, was man in 
Deutschland brechreizerregend „Will-
kommenskultur“ nennt. Aber genauso 
sollten alle Menschen ein Anrecht 
darauf haben. Und wie sehr das nicht 
stimmt, wird einem gerade zunehmend 
vor Augen geführt. Die Beispiele sind 
zahlreich und sicherlich nicht nur in 
Deutschland so krass zu erkennen, aber 
bleiben wir vorerst bei den Absurditäten 
der Bundesrepublik. Es beginnt schon 
bei den Begriffen. In Bezug auf aus der 
Ukraine geflohene Menschen spricht 

man in der deutschen Politik mittler-
weile von Vertriebenen, bei denen, die 
2015 kamen oder im letzten Winter in 
Belarus an der Grenze erfroren, von Mig-
rant:innen. Damit wird die Haltung 
schon recht klar vermittelt. Einem Ver-
triebenen bleibt ja schon begrifflich 
nichts anderes übrig, als zu fliehen, 
Migrant:innen scheint das aber frei zur 
Wahl zu stehen. 

Kurz nach Ausbruch des Krieges warfen 
Gäste der Sendung „Hart aber fair“ mit 

Formulierungen wie „unser Kulturkreis“, 
die Opfer dieses Krieges seien „blond 
und blauäugig“, um sich. Innen-
ministerin Nancy Faeser bekräftigte, 
man würde sich um ein 
unbürokratisches Aufnahmeverfahren 
bemühen, es solle kein klassisches 
Asylverfahren geben, der Zugang zu 
Arbeitsmarkt und Krankenversicherung 
soll gewährleistet werden. Und das ist 
gut so, keine Frage. Es gibt starke 
Unterschiede in der Behandlung der 
Menschen, die kamen, und die jetzt 
kommen. Das liegt auch an einer 
verzerrten Wahrnehmung, wie sie die 
Berliner Bürgermeisterin Franziska 
Giffey unlängst schilderte: Gerührt 
spricht sie in einem Interview davon, 
dass die ukrainischen Geflüchteten nach 

<< Gerührt spricht sie in einem Interview 
davon, dass die ukrainischen Geflüchteten 

nach der Ankunft nur Fragen, wo man 
arbeiten könne - und nicht nach 

Sozialleistungen.  >> 
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der Ankunft nur Fragen, wo man arbei-
ten könne - und nicht nach Sozial-
leistungen. Woher sie diese Infor-
mationen nimmt, ist nicht klar, was sie 
aber impliziert, doch sehr deutlich: die 
weithin beliebte Erzählung von „gutem 
Flüchtling, bösem Flüchtling“. 

Die Erzählung von „guter Flüchtling - 
böser Flüchtling“ 

Eine Erzählung, die sich europaweit 
immer wieder wiederholt. Deren Effekte 
deutlich zu sehen und zu spüren sind 
und waren, denn die Behandlung, die 
selbstverständlich einem Geflüchteten 
aus der Ukraine zuteil wird, ist bei nicht-
weißen Geflüchteten auf einmal über-
haupt nicht mehr selbstverständlich, 
selbst wenn sie aus der Ukraine fliehen. 
Denn auch diese Berichte gibt es immer 
wieder: nicht-weiße Menschen, die aus 
den Zügen gedrängt werden, getrennte 
Einreiseschlangen an den Grenzen zu 
Rumänien oder Polen, aber auch klare 
Zurückweisung an den Grenzen. 

Aber nicht nur in Deutschland bewegt 
sich gerade auch viel an Stellen, an 
denen bis vor wenigen Monaten noch 
viele Dinge sehr unbeweglich schienen. 
Noch im Dezember harrten tausende 
Menschen am Grenzzaun zwischen 
Belarus und Polen aus, weil man sie 
eben nicht reinlassen wollte. Und wo 
sich 2015 bei der Frage um die Auf-

teilung von ca. einer Millionen 
Geflüchteter aus Syrien um die Vertei-
lungsschlüssel gestritten wurde, 
herrscht nun beeindruckende Einigkeit. 
Denn nicht nur Polen und Ungarn 
haben bei der Aufnahme von Geflüchte-
ten rassistische Vorlieben, sondern alle. 
Begründet wird das dann mit ver-
meintlich größerem Integrationswillen, 
dem „geteilten Kulturkreis“ oder stumpf: 
der Haut- und Haarfarbe. 

Kriege und Krisen weltweit 

Man sieht sich fähig, damit fertig zu 
werden, heißt es aus allen Richtungen 
der EU, und passt die europäische Geset-
zeslage an. Dieses Mindestmaß an 
Schutz aufzubringen, war an so vielen 
anderen Stellen in der Vergangenheit 
nicht möglich. Erst letztes Jahr, als die 
Taliban nach Kabul vorrückten, überließ 
man so viele Menschen einfach ihrem 
Schicksal. Es wurde sich in Ausreden 
und Unwissen geflüchtet und auch 
Ortskräfte wurden einfach zurück 
gelassen. Und auch hier wieder: über 
Spenden und freiwillige Arbeit wird mit 
der Luftbrücke Kabul versucht, 
Menschen, die zurückgelassen wurden, 
zu retten.  

Es sind diese Konflikte im globalen 
Süden, die Kriege und Hungersnöte, die 
durch deutsche Politik und Waffen-
handel ausgelöst, verschlechtert und 

immer weitergetrieben werden. Zuletzt 
machte ein etwas zerknirscht 
aussehender Robert Habeck eine globale 
Shoppingtour auf der Suche nach Kohle, 
Öl und Gas. In Russland könne und 
wolle man diese Rohstoffe nicht mehr 
einkaufen - aber nur in Demokratien 
kann man ja auch nicht kaufen. So kauft 
man also bei Katar ein - Katar? Ah ja, 
Katar. Gerade bekannt durch eine recht 
blutige WM-Baustelle mit dem Stich-
wort moderne Sklaverei - und auch 
dafür, im Krieg im Jemen die Finger im 
Spiel zu haben. Geld überweist die 
Bundesregierung nun also an ein 
anderes Land, das Krieg führt, und die 
Menschen, die vor diesen Kriegen 
fliehen, werden leider nicht Vertriebene 
sein; sondern Migrant:innen.  

Gegen jeden Rassismus 

So ist der Rassismus aus dieser Situation 
nicht wegzudenken - er prägt die Lage. 
Rassismus gegen Geflüchtete, die in den 
vergangenen Jahren nicht so aufge-
nommen wurden, wie man es sich 
wünschen würde, Rassismus gegen nicht
-weiße Geflüchtete aus der Ukraine und 
Rassismus gegen Russ:innen, die in 
Deutschland leben, die angegriffen 
werden für Putins Krieg. Gegen all diese 
Spaltungen gilt es einzutreten, und sie 
zu bekämpfen. Kein Mensch ist illegal! 

Maria Brücke, Berlin 
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A uch in den Kliniken und Pflegeeinrichtungen sind die Empörung und das Entsetzen über den 

militärischen Einmarsch der russischen Armee in die Ukraine groß. Bei den vielen Demonstra-

tionen gegen den Krieg beteiligten sich auch zahlreiche Pflegekräfte, Ärzt:innen und andere 

Beschäftigte des Gesundheitswesens. Doch dabei belassen es die Kolleg:innen nicht.  

Derzeit erreichen täglich Tausende 
Menschen aus der Ukraine Berlin. Die 
Stadt ist nicht gut vorbereitet. So sind es 
in den letzten Wochen auch viele 
Pflegekräfte und Ärzt:innen, die 
insbesondere am Berliner Hauptbahnhof 
Geflüchtete willkommen heißen und 
sich um die medizinische/pflegerische 
Versorgung der Geflüchteten kümmern. 
In der Regel (mal wieder!) auf ehren-
amtlicher Basis, zusätzlich zur täglichen 
Arbeit in ohnehin sehr anstrengenden 
Arbeitsbereichen. Neben dem Zur-
Verfügung-Stellen der eigenen Arbeits-
kraft werden diverse Dinge des täglichen 
Lebens persönlich eingekauft oder für 
deren Beschaffung gespendet. Viele 
drückten ihr Mitgefühl mit den 
Menschen, deren Wohnungen und 
Städte derzeit durch russische Bomben 
zerstört werden, dadurch aus, dass sie 
ihre Profilbilder auf Social Media 
änderten – die Farben blau und gelb und 
Friedenstauben in allen Varianten 
hatten dabei Hochkonjunktur.  

Gegen Krieg und Aufrüstung 

Aber auch die gewerkschaftlich Aktiven 
haben sich klar positioniert: Im Rahmen  

der Berliner Krankenhausbewegung (wir 
berichteten darüber in mehreren 
Ausgaben der Aurora) wurde auf einer 
gemeinsamen ver.di-Mitgliederver-
sammlung (Vereinigte Dienstleistungs-
gewerkschaft) der Berliner Universitäts-
klinik Charité, des städtischen 
Klinikverbunds Vivantes und der 
Vivantes-Töchter am 1. März eine 
Resolution gegen den Krieg in der 
Ukraine verabschiedet. Dabei wurde sich 
angesichts der geplanten 100 Milliarden 
Euro, die in Deutschland kurzfristig in 
Rüstungsprojekte gesteckt werden 
sollen, gegen die Pläne zur Aufrüstung 
gewandt und mehr Geld für Gesundheit, 
Bildung, Soziales und Klima gefordert. 
Zudem wurde eine auskömmliche 
Finanzierung der Versorgung vor Krieg 
und Despotie Geflüchteter, egal aus 
welchem Land sie stammen, gefordert. 

Die Resolution wird u. a. wie folgt 
begründet: […] Diese Entscheidung [der 
Aufrüstung] wird versucht damit zu 
legitimieren, dass Russland in die Ukraine 
einmarschiert ist. Als Berliner Krankenhaus-
bewegung und ver.di-Mitglieder verurteilen 
wir den reaktionären Einmarsch von 
Russland auf Schärfste. Wir denken jedoch, 

dass die Aufrüstung keine Antwort darauf 
sein darf! […] Die Bundesregierung will somit 
im kommenden Jahr so viel in Aufrüstung 
investieren, wie die gesamten Ausgaben für 
Arbeit und Soziales im letzten Jahr 2021. […] 

Angeknüpft wurde mit dieser Resolution 
an Erklärungen von DGB (Deutscher 
Gewerkschaftsbund) und ver.di aus dem 
Mai 2018 und dem Februar 2022, die die 
Gewerkschaften als Teil der Friedens-
bewegung sehen und sowohl einer 
Erhöhung von Rüstungsausgaben als 
auch der Lieferung von Waffen in 
Krisenregionen eine Absage erteilen. 

Dies ist eine erste Positionierung von 
Gewerkschaftsaktivist:innen und 
Arbeiter:innen, die sich klar gegen Krieg 
und Aufrüstung stellt, aber auch eine 
klare Nachricht an den DGB-Vorstand 
sowie an den ver.di Vorsitzenden Frank 
Wernecke sendet. Denn nach dem von 
Bundeskanzler Scholz verkündeten 
Politikwechsel geraten sowohl der 
Dachverband als auch der ver.di-
Vorstand in ihrer Position gegen 
Aufrüstung und Waffenlieferungen in 
Kriegsgebiete ins Wanken.  

Wenn Staaten aufrüsten, mit Waffen 
gehandelt wird, militärische Ab-
schreckung erreicht werden soll, wird ein 
Frieden nicht erreichbarer oder sicherer. 
Dafür dürften die ohnehin extrem hohen 
Rüstungsbudgets in der NATO, in 
Russland, China, Indien, der Ukraine 
und all den anderen Ländern und 
Staatenbündnisse Beweis genug sein. 
Stattdessen werden massive 
Investitionen in die Hilfe für alle 
Geflüchteten und in die Sozialsysteme, 
in das Welternährungsprogramm usw. 
benötigt, um eine weitere humanitäre 
Katastrophe zu verhindern. 

Paula Anders und Havannas Obst, Berlin 

 
Bild: Klasse gegen Klasse; ver.di Mitgliederversammlung vom 1. März 
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S eit Beginn des Krieges sind westliche Unternehmen im Rahmen der Sanktionen aufgefordert, ihre 
geschäftlichen Beziehungen nach Russland einzuschränken. Dass die EU abhängig ist von 
russischen Öl- und Gas-Importen, wurde bereits oft beschrieben, doch wie sieht es mit den 
Exporten nach Russland aus und welche deutschen Konzerne haben in Russland investiert? 

Nach Angaben der Deutschen Bundes-
bank wurden im Jahr 2019 472 
Unternehmen in Russland von 
deutschen Investor:innen kontrolliert. 
Diese beschäftigten knapp 129.000 
Menschen und erwirtschafteten einen 
Jahresumsatz in Höhe von 38,1 Mrd. 
Euro. Einen großen Anteil daran haben 
die Auto- und die chemisch-pharma-
zeutische Industrie. Letztere exportierte 
2020 Waren im Wert von mehr als 4,3 
Milliarden Euro nach Russland. Die 
Direktinvestitionen deutscher Chemie-
unternehmen in Russland beliefen sich 
2019 auf fast 2,1 Mrd. Euro. Bekannte 
Firmen sind Bayer, BASF und Stada. Laut 
Branchenverband VDA betreiben 
deutsche Autohersteller und Zulieferer 
49 Fertigungsstandorte in Russland. 
Großen Anteil daran haben VW, Daimler 
und Bosch. Letzerem wurde von der 
Ukraine vorgeworfen, an russischen 
Militärfahrzeugen mitgebaut zu haben. 
2,4 % aller Exporte von VW gehen nach 
Russland. Deutsche Autobauer machen 
20 % des russischen Marktes aus. 

Der Umgang mit den Sanktionen 

Viel mediale Beachtung fand, dass 
McDonald's am 8. März seine 847 Res-
taurants in Russland schloss. Der Fast-
Food Konkurrent Domino's Pizza hält 
seine Filialen dagegen weiterhin offen, 
weil alle Filialen über ein Franchise-
konzept funktionieren. Die IT- und Tele-

kommunikationsunternehmen kennen – 
vom Wesen ihrer Aktivität her – am 
wenigsten Grenzen. Vodafone hat zum 
Beispiel in Russland Bandbreiten ge-
kauft, um sie mit Hilfe einer Tarnfirma 
in Afrika für ein Vielfaches zu verkaufen. 
Durch die Sanktionen ist dieses lukra-
tive Geschäft nicht mehr möglich. Laut 
Kolleg:innen wendet Vodafone die Sank-
tionen widerwillig an. Die Betriebs-      
leitung beschwert sich über die Gewinn-
ausfälle und fordert Sparmaßnahmen 
ein. Mitarbeiter:innen sollen Geschäfts-
reisen reduzieren und Kolleg:innen in 
Subunternehmen wurden gekündigt. 
Diese Maßnahmen wurden gleich zu Be-
ginn des Krieges durchgeführt, vorsorg-
lich, um die bisher gehorteten Gewinne 
des Unternehmens zu schützen. 

Siemens dagegen zeigt bedeutend mehr 
Willen, die Politik der deutschen Regie-
rung umzusetzen. Das Unternehmen, 
welches in 190 Ländern aktiv ist,          
kündigte Anfang März in einem internen 
Newsletter an alle Kolleg:innen (außer 
den russischen) eine weltweite Politik 

gegenüber Russland und Belarus an.     
Explizit wird gewarnt, dass in der 
Kommunikation mit den Kolleg:innen in 
Russland das Wort Krieg im 
Zusammenhang mit der Ukraine nicht 
benutzt werden darf. Denn die 
russischen Mitarbeiter:innen könnten 
bei Benutzung des Wortes Krieg bestraft 
werden. Laut dem Siemensvorstand sind 

die russischen Kolleg:innen zur Zeit 
„vorübergehend in bezahltem Urlaub“. 
Siemens möchte die Beziehungen so 
schnell wie möglich „normalisieren“, 
spricht sich dabei aber klar gegen den 
Krieg aus. Das Russlandgeschäft macht 
auch nur 1 % des Umsatzes aus.    

 Die Sanktionen sind Teil eines wirt-
schaftlichen Kriegs. Für Großbetriebe 
wie Siemens, VW oder BASF steht ein 
Geschäft auf dem Spiel. Daher versuchen 
sie, die Mitarbeiter:innen in diesen 
Kampf mit einzubeziehen. Siemens zum 
Beispiel erwähnt die schwierige Corona-
Zeit und fordert die Belegschaft auf, 
dieser neuen schwierigen Zeit zu 
trotzen. 

Die Gewerkschaft IG Metall spielt        
dieselbe Leier. Die Sanktionen seien 
Maßnahmen, „die uns allen Opfer abver-
langen werden“. Die große Solidarität 
der Beschäftigten mit der ukrainischen 
Bevölkerung wird ausgenutzt. Und die 
IG-Metall-Führung hilft unter diesem 
Vorwand mit, die Gewinnausfälle oder 
andere Schwierigkeiten der Unter-
nehmen auf die Belegschaften abzula-
den, wie auch schon unter Corona. Mit 
dieser Politik haben wir nichts zu tun. 

Karl Gebhard, Lorenz Wassier und Sabine 
Müller, Berlin 

<< Die Sanktionen sind Teil eines 
wirtschaftlichen Kriegs. Für Großbetriebe 

wie Siemens, VW oder BASF steht ein 
Geschäft auf dem Spiel. Daher versuchen sie, 

die Mitarbeiter:innen in diesen Kampf mit 
einzubeziehen.  >> 
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Und trotzdem protestieren Russ:innen immer wieder mit 
großem Mut. In den Abendnachrichten hielt eine Journalistin 
ein Plakat in die Kamera: „Stoppt den Krieg. Glaubt der Propa-
ganda nicht. Hier werdet ihr belogen.“ Und seit Beginn des 
Krieges gab es mehr als 15.000 Festnahmen bei russischen 
Anti-Kriegs-Demonstrationen.. 

Einige Auszüge aus Stellungnahmen1 der revolutionären 
Organisationen „Russische Sozialistische Bewegung“ (RSD) 
und „Revolutionäre Arbeiterpartei“ (RRP): 

W er in Russland „falsche“, also kritische Informationen über diesen Krieg verbreitet, dem 
drohen bis zu 15 Jahre Gefängnis, und schon von „Krieg“ zu sprechen ist verboten. Ein Mann 
wurde festgenommen, weil er das Buch „Krieg und Frieden“ von Tolstoi gezeigt hat, eine 
Frau, weil sie bei einer Mahnwache ein weißes Blatt Papier hochhielt. 

Facebook-Post der RSD am Tag der russischen Invasion: 

Für revolutionären Defätismus 

Ich hoffe, dass die Streitkräfte der Russischen Föderation in 
dem Krieg, der begonnen hat, besiegt werden. Meine Hoffnung 
entspringt nicht dem Hass, sondern der Liebe. Militärische Sie-
ge des Putin-Regimes werden der russischen Bevölkerung 
nichts einbringen außer dem Tod von geliebten Menschen, dem 
endgültigen Zusammenbruch der Wirtschaft und einer Stär-
kung des Regimes. […] 

Jede Stadt, die erobert wird, jedes Dorf, das besetzt wird – das 
sind mehr Menschen, denen ihre Zukunft gestohlen wird. Weil 
es für das Putin-Regime keinen Platz für die Zukunft gibt, es 
gibt nur die Fäulnis verströmende Gegenwart und den Versuch 
uns alle zurück zu zerren in eine noch elendigere Vergangen-
heit. […] Eine Niederlage im Krieg würde den Menschen in Russ-
land eine Zukunft geben, ihnen die Augen öffnen über den we-
sentlichen Charakter des Putin-Regimes und ihnen die Kraft 
geben, für Demokratie und soziale Gerechtigkeit zu kämpfen. 

Danja P., Aktivistin der RSD 

Fußnoten 
1 Die ungekürzten Stellungnahmen finden sich auf unserer Website.  
2 „Großrussisch“ ist eine historische Bezeichnung für die ethni-
schen Russ:innen in Abgrenzung zu Weißruss:innenoder 
„Kleinruss:innen“ auf dem Gebiet der heutigen Ukraine. Schon zu 
Zeiten des Zarismus diente der großrussische Chauvinismus der 
Unterjochung anderer Nationalitäten.  

Stellungnahme der RSD vom 21. Februar (nach Putins Anerkennung 
der „Volksrepubliken“ und drei Tage vor der Invasion): 

Gegen den russischen Imperialismus, Hände weg von der 
Ukraine! 

[…] Putin […] erklärte, […] dass die Ukraine in ihrer heutigen Form 
– das Ergebnis der Nationalitätenpolitik der Bolschewiki sei. 
Mit seinem Vorwurf an die Bolschewiki „Nationalisten herange-
züchtet“ zu haben, bemäntelt er die schlimmste und widerlichs-
te Form des Nationalismus – den großrussischen Chauvinis-
mus2. […] 

Alles, was Putin über die Ukraine sagte, Verfolgung der Opposi-
tion, Korruption, steigende Preise für Waren und Dienstleistun-
gen, Abwesenheit unabhängiger Gerichte …, klingt, als hätte er 
über Russland gesprochen. Wir leugnen nicht, dass die Refor-
men, die in der Ukraine stattgefunden haben, zu ungeheuerli-
cher sozialer Ungleichheit, Verarmung der Bevölkerung, Ar-
beitslosigkeit und anderen Problemen führen. Wir sind jedoch 
der festen Überzeugung, dass das Schicksal der Ukraine von den 
Arbeiter:innen und allen ausgebeuteten Schichten dieses Lan-
des entschieden werden muss und nicht von russischer Militär-
technik und pro-russischen Lobbyist:innen. […] 

Wir treten ein für den sofortigen Abzug der russischen Truppen 
[…] und für das Recht der ukrainischen Bürger, selbständig über 
das Schicksal ihres Landes zu entscheiden, ohne Imperialisten 
aus Ost und West! 

Erklärung des Zentralkomitees der RRP: 

Kein Krieg! Der Hauptfeind steht im eigenen Land! 

[…] In diesen Augenblicken sind Explosionen in Kiew, Krama-
torsk, Odessa, Charkiw, Berdjansk zu hören. Es sind nicht 
„Nazis“ und „Bandera-Anhänger“, die dort sterben – ukrainische 
Zivilist:innen, ukrainische Proletarier:innen sterben dort. 

[…] Putin spricht von „volksfeindlicher Junta“ und davon, dass 
die russische Armee angeblich versuche, die Ukraine von 
„Nazis“ zu befreien. Aber das russische Regime ist nicht besser 
als das Regime in der Ukraine. Und der einzige, der das Recht 
hat, die Ukraine von der ultraliberalen nationalistischen Dikta-
tur zu befreien, ist das ukrainische Proletariat und nicht der 
russische Imperialismus! In diesem Krieg gibt es nichts Gerech-
tes. Es gibt nur imperialistische Interessen der Bourgeoisie der 
Russischen Föderation und schmutziges Feilschen mit der 
Bourgeoisie der USA und der EU. Und im Namen der Verwirkli-
chung dieser Interessen, die der Arbeiterklasse völlig fremd 
sind, wird jetzt das Blut der Arbeiter:innen der Ukraine und des 
Donbass, der Soldaten Russlands, der Söhne der Arbeiterklasse, 
vergossen. 

[…] 

Wir rufen die Arbeiter:innen Russlands auf, gegen den Krieg 
zu streiken! 

Kein Krieg – außer dem Klassenkrieg! 

Der Hauptfeind steht im eigenen Land! 
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Scholz sprach von einer „großen, natio-
nalen Kraftanstrengung“. Die „grüne“ 
Außenministerin Baerbock kündigt 
mehr deutsche Bundeswehreinsätze an. 
Genau wie beim ersten Auslands-
Kriegseinsatz der Bundeswehr im 
Kosovo 1999 ist es wieder eine sozial-
demokratische Regierung unter Be-
teiligung der ehemaligen „Friedens-
partei“ der Grünen, die solche 
Kriegstreiberei beschließt. 

Am 16. März wurden die Eckpunkte der 
Aufrüstungspläne für den Bundeshaus-
halt umgesetzt: Es wird noch dieses Jahr 
ein „Sondervermögen“ für die Bundes-
wehr in Höhe von 100 Milliarden Euro 
geschaffen. 100 Milliarden – da kommt 
sofort die Frage auf, was mit den 
Schulen, den Krankenhäusern, den 
Renten, den Sozialleistungen usw. ist, für 
die angeblich nie Geld da ist ... Noch zu-
sätzlich wird der Verteidigungshaushalt 
um 7,3 % erhöht. Insgesamt sollen „Jahr 
für Jahr mehr als zwei Prozent des Brut-
toinlandsprodukts Deutschlands“ in die 
Bundeswehr fließen. 

Die österreichische Regierung hat Ähn-
liches angekündigt. Sie will das Heeres-
budget ebenfalls „deutlich anheben“. 

Von derzeit 0,8 % des BIP könnte es auf 
1,5 % fast verdoppelt werden. Zudem ist 
ein 10 Mrd. Euro schwerer 
„Neutralitätsfonds“ im Gespräch, der 
dem Ausbau militärischer Infrastruktur 
dienen soll. Beide Regierungen nutzen 
die verbreitete Empörung angesichts der 
schrecklichen Bilder aus der Ukraine. 

Dem muss man doch militärische Stärke 
entgegensetzen?! Als ob die NATO, deren 
Teil die Bundeswehr ist, nicht schon die 
größten und mächtigsten Armeen der 
Welt hätte. Die NATO insgesamt hat in 
den letzten Jahren ihre Ausgaben 
deutlich erhöht: von 895 Mrd. Dollar 
(2015) auf 1.106 Mrd. Dollar (2021). Laut 
SIPRI sanken demgegenüber die 
russischen Ausgaben von 80 Mrd. Dollar 
(2016) auf 61,7 Mrd. Dollar (2020). 

Auch der deutsche Verteidigungshaus-
halt steigt seit 2015 jedes Jahr, auf zu-
letzt 46,9 Mrd. Euro – ohne all die Gelder, 
die auf verschleierteren Kanälen an die 
Bundeswehr fließen. Bei 2 % des Brutto-
inlandsprodukts wären es sogar 71,4 Mrd. 
Euro gewesen! Das entspräche 13 % des 
gesamten Bundeshaushaltes und damit 
viel mehr als zum Beispiel das Gesund-
heits- oder Bildungsministerium be-
kommen.  

Auch wenn  hochrangige Militärs mit 
Hilfe von „Beratern“ seit Jahren den Ein-
druck zu erwecken versuchen, die Bun-
deswehr sei kaputt gespart worden, ist 
dies angesichts dieser Milliarden-
schwemme sicher nicht die Wahrheit. 
Mit der jahrelangen „Schrotthaufen-

Debatte“ sollte eine Akzeptanz für 
massiv steigende Rüstungsausgaben 
geschaffen werden, die in der Bevölke-
rung immer sehr kritisch beäugt wurden. 
Die Bundesregierung pokert darauf, dass 
das jetzt mit dem Krieg in der Ukraine 
anders sein könnte. 

Seit Jahren ist die Wunschliste der 
Bundeswehr (und der Rüstungsfirmen!) 
lang. Jetzt wurden die Schleusen geöff-
net. Mit einem Handstreich erledigte 
Scholz auch die strittigen Themen be-
waffneter Drohnen und der Nachfolge 
der Tornados. Schamlos und offen be-
kennt sich die Bundesregierung nun zur 
Anschaffung neuer Kampfjets für Atom-
waffen, was den wohlklingenden Namen 
„nukleare Teilhabe“ trägt. Aber ganz 
offensichtlich hat die weltweite 
Aufrüstung, die wir seit Jahrzehnten 
sehen, nicht zu mehr Sicherheit und 
Frieden geführt … Die Militärausgaben 
und die damit zusammenhängenden 
Einsätze sind klar ein Teil des Problems 
und keine Lösung! 

Von der weltweiten Aufrüstung 
profitieren als erstes die Rüstungsfirmen 
– und wir müssen damit rechnen, dass 
die Bevölkerungen mit drastischen Kür-
zungen dafür bezahlen sollen. Jean 
Jaurès, ein französischer Sozialist, er-
klärte schon Ende des 19. Jahrhunderts, 
dass der Kapitalismus den Krieg in sich 
trägt wie die Gewitterwolke das Un-
wetter. Es ist immer noch  wahr. 

Sabine Müller, Berlin 
 

D ie deutsche Bundesregierung benutzt den Krieg in der Ukraine, um ein noch nie dagewesenes 
Aufrüstungsprogramm auf den Weg zu bringen. In seiner Regierungserklärung am 27. Februar 
sprach SPD-Bundeskanzler Scholz fünfmal von einer „Zeitenwende“. Und das ist es tatsächlich, 
weil seit dem Zweiten Weltkrieg keine deutsche Regierung gewagt hat, solch ein 

Aufrüstungsprogramm zu beschließen. 

<< Der Kapitalismus „trägt immer den Krieg in sich, 
wie die schlafende Gewitterwolke das 

Unwetter.“ (Jean Jaurès, 1895)  >> 
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I n Folge des Ukraine-Kriegs sind die ohnehin bereits hohen Preise für Erdgas und Treibstoff 
nochmals in die Höhe geschnellt – dass sie bald und dauerhaft sinken, erwartet niemand. Für viele 
Lohnabhängige führt diese Abhängigkeit von fossilen Energien dazu, dass es finanziell noch enger 
wird. Zusätzlich dazu werden auch die Folgekosten des Klimawandels großteils den Arbeitenden 

aufgeladen. Prächtig verdient an den (fossilen) Geschäften mit russischen und anderen Oligarch:innen 
haben über Jahrzehnte westliche Konzerne. Statt weiterer Milliarden für neue fossile Abhängigkeiten 
bräuchte es endlich eine wirklich ökosoziale Klimawende. Das werden wir nur gegen den Widerstand von 
Kapital und bürgerlicher Politik erkämpfen können. 

Die starke Abhängigkeit von Erdgas-
importen aus Russland, besonders in 
Deutschland und Österreich, ist nicht 
vom Himmel gefallen, sondern das Er-
gebnis einer jahrzehntelangen Ge-
schäftspraxis fossiler Konzerne – mit tat-
kräftiger Unterstützung durch 
Politiker:innen.  

Politik und Konzerne auf Kuschelkurs 

In Österreich finden sich zahlreiche 
Politiker:innen, die nach ihrer politi-
schen Karriere für russische Konzerne 
tätig waren. Etwa Wolfgang Schüssel   
(Ex-Bundeskanzler, ÖVP1; diverse 
Aufsichtsräte), Karin Kneissl (Ex-
Außenministerin, FPÖ2; Rosneft), Hans 
Jörg Schelling (Ex-Finanzminister, ÖVP; 
Nord Stream 2/Gazprom) und Christian 
Kern (Ex-Bundeskanzler, SPÖ3; russische 
Staatsbahnen RZD). In Deutschland 
führt Ex-Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (SPD4) die Liste der Ex-
Politiker:innen an, die in russischen 
Konzernen fettes Geld machen. 

Die Importe der OMV, des größten Gas-, 
Öl- und Chemie-Konzerns Österreichs, 
stammen zu großen Teilen aus Russland 
– aber auch aus anderen autoritär regier-
ten Ländern. Die OMV ist folglich auch 
am Pipeline-Projekt Nord Stream 2 be-
teiligt. Umfangreiche Geschäfte in Russ-
land machte etwa auch die Raiffeisen 
Bank International (ein Teil des über-
mächtigen Raiffeisen-Konzerns mit tra-
ditionell engen Verbindungen zur ÖVP). 
Und auch bei den Olympischen Winter-
spielen im russischen Sotschi wurden 
deutsche und österreichische Firmen 
mit teils saftigen Aufträgen bedacht. 
Darunter die große Baufirma Strabag, an 

der der russische Oligarch Oleg 
Deripaska beteiligt ist. 

Der grüne Vizekanzler Werner Kogler 
drückte es in einem Fernsehinterview 
am 7. März folgendermaßen aus: „Die 
Vorgänger-Bundesregierungen und allen 
voran die Wirtschaftskammer5, die Putin 
den roten Teppich ausgerollt haben, 
Standing Ovations, roter Teppich mit 
Schleimspur. Das geht sich nicht 
aus.“ (Österreichisch für: Das passt 
nicht.) Geht sich doch aus! Die Grünen 
halten weiter an der Koalition mit der 

ÖVP fest, allen Korruptionsskandalen 
zum Trotz. Im Gegenzug gibt es 
„ökologische“ Maßnahmen, die in Wirk-
lichkeit vor allem Großunternehmen – 
auch jenen, die in Russland bisher gutes 
Geld verdient haben – und Gutver-
diener:innen zugute kommen. 

Nicht nur Gas und Öl 

Die Geschäftsbeziehungen beschränken 
sich aber nicht auf fossile Importe. 
Russische Oligarch:innen wurden als 
zahlungskräftige Gäste und Inves-

tor:innen im Westen hofiert. Dazu zählt 
etwa auch der Erwerb der öster-
reichischen Staatsbürgerschaft aufgrund 
„außerordentlicher wirtschaftlicher 
Leistungen“, wie etwa umfangreicher In-
vestitionen. Zwei Fliegen mit einer 
Klappe: Geld wird außer Landes ge-
schafft und in Österreich geparkt oder 
angelegt (Firmenbeteiligungen, Immobi-
lien, Banken ...) – steuerschonende 
Firmenkonstruktionen, die die eigentli-
chen Eigentümer:innen verschleiern, in-
klusive. Als Dankeschön gibt’s für etliche 

die Staatsbürgerschaft oben drauf. 

Tradition verpflichtet 

Das Geschäftemachen mit autoritären 
Regimen ist nicht auf Russland be-
schränkt, sondern hat eine lange 
Tradition. (Neo)koloniale Ausbeutung – 
gerade von Rohstoffen – durchzieht die 
gesamte Geschichte des Kapitalismus. 
Während Kapitalist:innen und Eliten in 
beiden Ländern profitieren, bedeutet das 
für die Arbeitenden Ausbeutung, Abhän-
gigkeiten und Umweltzerstörung. Wäh-

<< Das Geschäftemachen mit autoritären 
Regimen ist nicht auf Russland beschränkt, 
sondern hat eine lange Tradition. Während 

sich Konzerne aktuell aus Russland 
zurückziehen, gehen die Geschäfte mit saudi-

arabischem Erdöl, kasachischem Erdgas 
sowie Kupfer und Diamanten aus der DR 

Kongo munter weiter.  >> 
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rend sich Konzerne aktuell aus Russland 
zurückziehen, gehen die Geschäfte mit 
saudi-arabischem Erdöl, kasachischem 
Erdgas sowie Kupfer und Diamanten aus 
der DR Kongo munter weiter. Passend 
dazu gab sich die österreichische Regie-
rung kurz nach Kriegsbeginn ein Stell-
dichein in den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, um sich Lieferungen von Flüs-
siggas und Wasserstoff zu sichern. Men-
schenrechte und Demokratie bleiben im 
Kapitalismus ein flexibles Konzept ...  

Fossile Infrastruktur schafft Fakten 

Die EU, und gerade Deutschland und Ös-
terreich, versuchen nun ihre starke Ab-
hängigkeit von russischem Erdgas zu re-
duzieren und die Lücke mit Flüssiggas-
Importen aus anderen Ländern zu 
schließen. Dieses ist aufgrund der nöti-
gen Verflüssigung um etliches teurer – 
zusätzlich braucht es neue und teure In-
frastruktur (Hafenanlagen, Lagerstätten, 
Transportmöglichkeiten … ). Hier droht 
sich das zu wiederholen, was gerade die 
Abhängigkeit von russischem Erdgas ver-
festigt hat: Infrastruktur schafft Fakten. 
Egal ob beim Bau von Nord Stream 2 
oder dem Kohleausstieg: Die Konzerne 
argumentieren, dass aufgrund der bereits 
getätigten hohen Investitionen in Infra-
struktur alles weiterlaufen müsse wie 
bisher. So wurde mit Unterstützung von 
Politiker:innen angeblich alternativlos 
seit Jahrzehnten Geld in fossile Infra-
struktur gepumpt, so wurden Abhängig-
keiten fortgesetzt und zementiert, etwa 
auch durch Straßen und bei Heizsys-
temen. 

Während eine wirkliche Klimawende 
wegen der angeblich zu hohen Kosten 
immer weiter hinausgeschoben wurde 
und wird, waren die EU und einzelne 
Länder jetzt plötzlich sehr schnell, als es 
darum ging die Infrastruktur für den Im-
port des teureren Flüssiggases (aus-)
zubauen. Und für die Aufrüstung der 
eigenen Armeen wurden europaweit 
auch über Nacht zig Milliarden Euro 
locker gemacht. Genauso wie für Unter-
stützungsgelder an Konzerne in der Pan-
demie. Da könnte fast der Eindruck ent-
stehen, es gibt nie Probleme mit der 
Finanzierung staatlicher Maßnahmen, 
sondern nur mit den politischen und ge-
schäftlichen Absichten ... 

Klima vs. Geldbörse? 

Die politischen Maßnahmen um russi-
sches Gas zu ersetzen und den hohen 
Energiepreisen entgegenzuwirken, orien-
tieren sich an den Interessen des 
fossilen Kapitals. In Österreich hat die 
Regierung ein „Entlastungspaket“ vorge-
stellt, das Geldgeschenke an Großunter-
nehmen und eine Erhöhung der Pendler-
pauschale6 vorsieht. Davon profitieren 
auch viele Gutverdiener:innen, die mit 
dem Auto längere Strecken zur Arbeit 
pendeln. Für den Ausbau der Öffis ist 
weniger als ein Zehntel der Förderungen 
vorgesehen. Der geplante Heizkosten-
Zuschuss deckt die gestiegenen Preise 
nur zu einem kleinen Teil ab. 

Solche politischen Maßnahmen sind 
höchstens ein kurzfristiger Tropfen auf 
den heißen Stein und keine Antwort auf 
die prekäre Lage immer größerer Teile 

der Lohnabhängigen, vor allem der Nied-
rigverdiener:innen. Die Abhängigkeit von 
fossilen Energien wird so aufrecht-
erhalten – sehr zur Freude der politik-
nahen Konzerne. Und das alles auf 
Kosten der Arbeitenden. Die Energie-
preise bleiben wohl aufgrund des Kon-
flikts mit Russland und mangels Alterna-
tiven hoch. Der  Klimawandel, der so 
weiter befeuert wird, wird zu steigenden 
Lebenserhaltungskosten (Energie, Nah-
rungsmittel, Wohnbau) führen und die 
Welt immer gefährlicher und unbe-
wohnbarer machen. 

Während die Profite sprudeln, zahlen 
wir für die Geschäftemacherei der      
fossilistischen Konzerne, zuerst mit 
Russland und jetzt anderswo. Und das 
gleich mehrfach. Für die Arbeitenden in 
Europa und noch mehr in anderen 
Teilen der Welt wird eine wirkliche 
Klimawende zur immer dringenderen 
Notwendigkeit. 

Johannes Wolf, Wien 

Fußnoten 

1 Österreichische Volkspartei 
2 Freiheitliche Partei Österreichs 
3 Sozialdemokratische Partei Österreichs 
4 Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
5 Interessensvertretung der Unternehmen,  
    ÖVP-nah 
6 Steuerliche Erleichterungen für Arbeitende  
     mit längeren Arbeitswegen und 
     Autonutzung aufgrund schlechter Öffis 
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Zemmour überholt rechts, und alle 
ziehen nach 

Dieser thematische Rechtsruck ist vor 
allem das Werk Eric Zemmours, ein lang-
jähriger rechtsextremer Polemiker, der 
über das Medienimperium des Multi-
milliardärs Bolloré bekannt wurde und 
mit dessen Finanzierung eine lautstarke 
Kampagne gestartet hat.   

Zemmour hat über eine starke Medien-
päsenz rechtsextreme Mantras wie den 
„großen Austausch“ salonfähig gemacht: 
Die Ursache aller Probleme seien Islam 
und Migration, und dagegen müsse die 
französische Identität wieder gestärkt 
werden, das Ganze vermischt mit 
positiven Bezügen auf das faschistische 
Vichy-Regime, den Widerstand gegen die 
deutschen Nazis, republikanischen 
Laizismus, mittelalterliche Könige und 
antisemitische Nationalisten (dabei 
stammt Zemmour selbst aus einer alge-
risch-jüdischen Familie!) . 

Die Regierung hat sich von diesem The-
menruck wohlwollend mitreißen lassen. 
Die ehemaligen „klassischen“ Parteien, 
die sozialdemokratische Sozialistische 
Partei links und die konservativen  
Republikaner rechts wurden jedoch von 
Macrons neuer Bewegung „ausgesaugt“ – 
allein im aktuellen Kabinett sind 3 
Minister ehemalige „Sozialisten“ und 5 
Republikaner – und so steht die Kandi-
datin der PS bei kaum 2 % in Umfragen. 
Die Kandidatin der Republikaner hat 
sich mühevoll, mit der Übernahme  
rechtsextremer Parolen, auf 10 % gehievt, 
mit wenig Chancen, den zweiten 
Wahlgang1 zu erreichen. 

Es schien also, als wäre Marine Le Pen, 
die seit Jahren einen Pol rechts der ge-

schwächten Republikaner aufbaut2, 
selbst rechts überholt worden. Zemmour 
hat jedoch, im Gegensatz zu ihr, wenig 
Anklang unter Arbeiter:innen gefunden 
und vor allem stramm Konservative und 
Identitäre angesprochen. Zudem hat er 
sich als einziger geweigert, sich für die 
Aufnahme ukrainischer Flüchtender 
ausgesprochen, was, zusätzlich zu seiner 
Bewunderung für Putin, wohl dazu 
beigetragen hat, dass er sich in 
Umfragen inzwischen um die 10 % 
befindet (nachdem er bei bis zu 16 % und 
damit auf Kurs für den zweiten 
Wahlgang stand). Le Pen hat also mit 
ihrem „Normalisierungskurs“ des rechts-
extremen RN wieder Fahrt aufge-

nommen und scheint die Bestplatzierte, 
um neben Macron im zweiten Wahlgang 
zu stehen. 

Die Linke auf Protektionismuskurs 

Die einzige linke Partei, die auf ein 
nennenswertes Ergebnis hoffen kann, ist 
die des Populisten Jean-Luc Mélenchon. 
Dieser hatte 2017 nur knapp den zweiten 
Wahlgang verpasst, und setzt neben 
„ökologischer Planwirtschaft“ verstärkt 
auf einen Diskurs wirtschaftlicher Unab-
hängigkeit und von „Re-Indus-
trialisierung“. Dieser Versuch, die von 

der Linken durch ihre Politik an die 
Rechtsextremen verlorenen Stimmen 
mit Nationalismus zurückzugewinnen, 
geht teils noch weiter. Sein Programm 
beinhaltet den Plan einer „Europäischen 
Grenzkonferenz“ und er hat sich 
öffentlich entrüstet, dass die 
französischen Leclerc-Panzer mit 
chinesischen Teilen gebaut werden und 
französische Soldaten mit deutschen 
oder israelischen Waffen ausgerüstet 
werden. Es bleibt zu bezweifeln, ob die 
Bevölkerung Malis oder Syriens lieber 
mit guter französischer Wertarbeit 
bombardiert worden wäre … Ebenso 
zweifelhaft scheint, dass die Retterfigur 
Mélenchon – „wählt mich und erspart 

euch tausende Kilometer Demonstra-
tionen“, sagte er 2017 – durch ein Kreuz 
auf dem Zettel viel an der Situation der 
Arbeiter:innen verbessern würde, die 
heute mit Inflation, Kündigungen und 
den Reformwellen Macrons zu kämpfen 
haben. 

Die Kampagne der Revolutionär:innen 

Neben diesen Kräften stehen zwei Kan-
didat:innen zur Wahl, die sich offen für 
einen revolutionären Bruch mit dem 
Kapitalismus aussprechen : die Lehrerin 
Natalie Arthaud von Lutte Ouvrière 

N ach 5 Jahren Macron, geprägt von unzähligen Angriffen auf die Arbeitenden, aber auch von 
großen Protestbewegungen wie den Gelbwesten oder den Streiks gegen die Rentenreform, 
wird nun in wenigen Wochen, am 10. April, in Frankreich wieder gewählt. Auch wenn die 
letzten Wochen logischerweise vom Angriff auf die Ukraine geprägt sind, hat sich der erste 

Teil der Kampagne vor allem durch eine Entfesselung fremdenfeindlicher und rechtsextremer Themen 
ausgezeichnet, in der fast nur die kleinen revolutionären Kanditat:innen einen Gegenpol gebildet haben. 

<< Ebenso zweifelhaft scheint, dass die 
Retterfigur Mélenchon durch ein Kreuz auf 

dem Zettel viel an der Situation der 
Arbeiter:innen verbessern würde, die heute 

mit Inflation, Kündigungen und den 
Reformwellen Macrons zu kämpfen haben. >> 
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(Arbeiterkampf) und der ehemalige 
Automobilarbeiter eines mittlerweile ge-
schlossenen Fordwerks bei Bordeaux, 
Philippe Poutou, von der Neuen Antika-
pitalistischen Partei (NPA). Kandida-
turen, die entgegen der aktuellen 
Atmosphäre 400 € Gehaltserhöhung für 
alle und einen Mindestlohn von 1800 €, 
die Enteignung und Vergesellschaftung 
der Pharmabranche, eine Aufteilung der 
Arbeitszeit unter allen, sowie die 
Öffnung der Grenzen und be-
dingungslose Aufnahme aller 
Geflüchteten fordern. Ziele, die nur 
durch Kämpfe und Streiks erreicht 
werden können – die aktuell vereinzelt 
bleiben, aber von denen es in den letzten 
Jahren in Frankreich einige gegeben hat. 
Diese Kandidaturen geben eben denen 
eine Chance und ein Programm, die 
durch ihr Kreuz ausdrücken wollen, dass 
sie durch ihre eigenen kollektiven 
Kämpfe und Widerstände ihr Leben 
selbst in die Hand nehmen wollen. 

Für Revolutionär:innen ist die Teil-
nahme an Wahlen natürlich auch eine 
Möglichkeit, sich in einem Moment po-
litischen Interesses an ein breiteres Pub-
likum zu wenden, und die zahlreiche 
Teilnahme gerader junger Akti-
vist:innen, die sich über die Klimakrise, 
Antirassismus und Feminismus politi-
siert haben, an den Meetings der NPA ist 
erfreulich. Eine noch breitere Mög-
lichkeit wurde jedoch eingeschränkt: die 

Teilnahme an den großen Fernseh-
debatten. Aus Macrons Umfeld hieß es, 
er wolle speziell keine Debatte mit 
Poutou, nachdem dieser 2017 mehrere 
Kandidat:innen bloßgestellt hatte, und 
weder er noch Arthaud wurden letztlich 
zu diesen eingeladen. Zumindest ist dies 
auch ein Zeichen, dass die herrschenden 
Klassen Revolutionär:innen nicht 
schlicht ignorieren, sondern argwöh-
nisch betrachten. Bereits zu Beginn der 
Kampagne hatte der Innenminister, 
unterstützt von Polizeigewerkschaften, 
eine Klage gegen Poutou eingereicht, der 
in einem Interview gesagt hatte, dass 
„die Polizei Menschen tötet“. Trotz allem 
und vermutlich relativ geringen Wahl-
ergebnissen (2017 hatten Poutou und 
Arthaud 1,1 % und 0,6 %, also insgesamt 
etwas über 600 000 Stimmen erreicht) 
kann man also hoffen, dass sich die 
revolutionären Organisationen durch 
diese Kampagne verstärken und mit 
neuen Kräften an den zukünftigen 
sozialen Bewegungen teilhaben werden. 

Es scheint wahrscheinlich, dass Macron, 
trotz seiner Unbeliebtheit, sein eigener 
Nachfolger werden wird. Auch sein Pro-
gramm hat sich wenig geändert: unter 
den Hauptpunkten sind eine Reform der 
Arbeitslosenversicherung, von der eine 
erste Version nach mehrmaligen Auf-
schüben im Schatten Coronas bereits 
umgesetzt wurde und … eine Rentenre-
form. Denn Macrons Projekt wurde nach 

den Streiks zunächst abgeändert, dann 
vertagt und ging schließlich unter 
Corona und Inflation unter. Es scheint, 
dass auch der Bulldozer Macron sich 
nicht ganz so sicher war, wie populär die 
Aussicht auf verminderte und spätere 
Renten in einer Zeit explodierender 
Preise und Kündigungen wäre … 

Wahrlich keine rosigen Aussichten für 
die Arbeitenden Frankreichs also, doch 
diese haben bereits im Winter 2019/20 
bewiesen, dass sie solchen Projekten 
große Steine in den Weg legen können. 
Und die ersten Schritte zu einer solchen 
Mobilisierung werden sich nicht unbe-
dingt an den Wahlkalender halten: Nach 
einem ersten gelungenen Streiktag im 
Februar soll ab dem 25. März unbefristet 
im Pariser Nahverkehr gestreikt werden, 
deren Beschäftigte das Herzstück der 
Streiks gegen Macrons Reform waren. 
Hoffen wir also, dass nicht nur die herr-
schenden Klassen an altbewährten Re-
zepten festhalten! 

Dima Rüger, Paris 

Fußnoten 

1 In Frankreich wird eine Stichwahl, der 
zweite Wahlgang, mit den zwei besten 
Kandidaten des ersten Wahlganges ab-
gehalten, wenn keiner eine absolute 
Mehrheit erreicht.  

2 Ehemals Front National, jetzt 
Rassemblement National — RN (Nationale 
Versammlung).  
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D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechts-
extremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und              
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/


